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Eine Anhörung, bei der niemand zuhören wollte 
Umgang mit PNOG-Kritik: Enttäuschend, 
ärgerlich und besorgniserregend. 
 
Die Verbändeanhörung zum Pflegeneuordnungsgesetz liegt 
hinter uns. Formal wurde ein weiterer Schritt im Gesetzge-
bungsverfahren absolviert. Inhaltlich bleibt vor allem eines zu-
rück: Frustration. Das Ergebnis stand fest und wurde gebets-
mühlenartig wiederholt: Der Entwurf ist alternativlos! 
 
Wir sind enttäuscht. Wir sind verärgert. Und wir sind besorgt. 
 
Es war und bleibt ernüchternd. Es entstand der Eindruck, dass eine 
inhaltliche Debatte gar nicht gewollt war. Die einen wollten über 
ihre unmittelbare wirtschaftliche Betroffenheit und die Auswirkun-
gen auf die Versorgungslage in der Pflege diskutieren, die anderen 
die Alternativlosigkeit des vorgelegten Entwurfs mit immer den glei-
chen „Argumenten“ („Es ist halt kein Geld da“ und „Wir können halt 
nicht anders“) belegen.  
 
Es trafen sich Ministeriumsjuristen mit Verbandsjuristen auf Augen-
höhe und diskutierten technischen Feinheiten im Paragraphend-
schungel. Dieser technokratische Dialog wurde gelegentlich von ei-
nigen verzweifelten Enthusiasten gestört, die immer noch an die so-
ziale und wirtschaftliche Stabilisierungsfunktion von Pflege glauben 
und auf die disruptiven Effekte der vorgestellten Neuordnung hin-
weisen wollten. Bei uns entstand der Eindruck einer Anhörung, bei 
der niemand zuhören wollte.  
 
Eine inhaltliche Debatte mit den Vertreterinnen und Vertretern der 
Leistungserbringer und Betroffenen war nicht gewollt. Die Bundes-
regierung hatte sich ja bereits im Titel des Gesetzes von der Idee ei-
ner Reform verabschiedet und lediglich eine „Neuordnung“ ange-
kündigt. Diese Neuordnung geht eindeutig zu Lasten der Betroffe-
nen. Sie wird zahlreiche Angehörige aus dem Berufsleben vertrei-
ben, weil sich die Familien die ungebremst steigenden Zuzahlungen 
in der stationären UND ambulanten Pflege nicht mehr leisten kön-
nen. Sie wird mehr Frauen zu Armmutsrentnerinnen machen, weil 
sie zur Pflege ihrer Angehörigen aus dem Job aussteigen müssen 
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und ihnen die Rentenpunkte für die Arbeit als pflegende Angehö-
rige gekürzt werden. Sie wird die Kommunen weiter belasten, weil 
die Leistungen für die „Hilfe zur Pflege“ explodieren werden. Sie 
wird – in Verbindung mit dem GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz – 
mittelfristig eine Insolvenzwelle in der Pflege auslösen, weil die ver-
bindliche Refinanzierung von Tarifabschlüssen ausgehebelt wird.   
 
Der Gipfel ist es aber, wenn Ministeriumsvertreter sich in einer Ver-
bändeanhörung die Kritik an zentralen Inhalten ihres Entwurfs ver-
bitten, wenn nicht Adhoc trag- und finanzierungsfähige Alternative 
präsentiert werden. Es ist infam und respektlos, die Denkleistungen 
von Initiativen wie der „Initiative generationengerechte Pflege, IGP“ 
oder „Pro Pflegereform“ bei der Ausarbeitung eines zentralen Re-
formvorhabens der Regierung zu ignorieren und in einer Anhörung 
den Mangel an Alternativen zu beklagen. Das gilt auch für die wis-
senschaftlichen Erkenntnisse der wenigen renommierten Ökono-
men und Juristen, die sich noch in der Pflege engagieren.  
 
Die Anhörung hat bestätigt, was sich in den vergangenen Wochen 
abgezeichnet hat. Wir alle arbeiten uns am Klein-Klein der Gesetz-
entwürfe ab und niemand traut sich mehr, die Forderung nach ei-
ner grundlegenden und echten Neuordnung der Pflege ins Ge-
spräch zu bringen. Niemand fragt mehr nach der Vision für eine zu-
kunftsfähige pflegerische Versorgung. Diese Anhörung war ein Ri-
tual, das abgehalten werden musste, um den demokratischen Ge-
pflogenheiten zu genügen. Am Ende gehen alle mit einem unguten 
Gefühl aus dieser Form des Dialogs (der keiner war) nach Hause. 
Diese Anhörung hat gezeigt, dass wir eine Neuordnung unserer po-
litischen Entscheidungskultur brauchen. Wir benötigen für die 
Schlüsselfragen unserer Gesellschaft Lösungen, die über eine Legis-
laturperiode hinausreichen. Wir brauchen einen Generationen-
vertrag für Pflege und Gesundheit. Jetzt! 
 

Gelsenkirchen, den 11.06.2026 
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